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Veraltete Unterrichtsmaterialien, schimmlige Turnhallen und 
marode Gebäude. An den Schulen in Bremen und Bremerha-
ven bröckelt es gewaltig. Jede zweite Schule ist sanierungsbe-
dürftig und der Sanierungsberg inzwischen auf über 200 Mio. 
Euro angewachsen. In einer Umfrage der ZEIT wurden Eltern 
gefragt, ob sie die Schule ihres Kindes für sanierungsbedürf-
tig halten. 68 Prozent bejahten das, Bremen liegt damit ganz 
oben. Ist also die Bremer Bildungslandschaft so marode wie 
seine Schulgebäude?

Nach dem die CDU-Fraktion in den vergangenen Jahren Bil-
dung zu einem Schwerpunktthema machte und unter anderem 
massiven Unterrichtsausfall an Schulen in Bremen und Bre-
merhaven aufgedeckte, wollte Rot-Grün nach der Wahl 2015 
alles besser machen. Doch politische Dogmatik, Chaos und un-
gelöste Probleme sind auch ein Jahr später nach wie vor an der 
Tagesordnung. Wir stellen Ihnen einige der Baugruben in der 
Bremer Bildungslandschaft vor.

Achtung 
Baustelle?
Wie es um die Bremer  
Bildungslandschaft steht

MediaBar� kur z un d kom pak t.
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Soziale Ungleichheit auf Ansage?  
Fehlende Sprachförderung für 
Flüchtlingskinder in Regelschulen

Chaos zwischen rot-grünen Ressorts sorgte vor wenigen Mo-
naten dafür, dass hunderte Flüchtlingskinder wochenlang statt 
in der Schule oder in Sprachkursen in Massenunterkünften 
ausharrten. Nun droht die mangelnde Sprachförderung zum 
Stolperstein für die über 2.000 schulpflichtigen Flüchtlinge zu 
werden: Maximal 12 Monate lang sind ein paar Stunden Sprach-
unterricht am Tag vorgesehen, bevor die Kinder vollständig in 
den Regelunterricht übertreten sollen.

Jeder, der schon mal eine fremde Sprache gelernt hat, weiß: Das 
ist nicht viel. Und für manche Kinder zu wenig. »Auch unter den 
Flüchtlingen gibt es unterschiedliche Lerngeschwindigkeiten«, 
macht Dr. Thomas vom Bruch deutlich. Der stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende befürchtet, dass maximal 12 Monate Vor-
kurs nicht immer ausreichen, um geflüchteten Kindern und Ju-
gendlichen eine gleichberechtigte Teilhabe am Unterricht zu er-
möglichen. Er fordert spezielle und individuelle Förderung auch 
außerhalb des Unterrichts. »Sprache ist der wichtigste Schlüssel 
für Integration. Es ist kontraproduktiv nach einem Jahr zu sagen: 
„Jetzt müsst ihr klarkommen“. So erzeugt Rot-Grün verminderte 
Bildungschancen und soziale Ungleichheit mit Ansage.«
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Bei Schulvergleichsstudien gehört Bremen meist zu den Schlusslichtern.  
Das liegt aber nicht an den Kindern, macht Dr. Thomas vom Bruch klar.  
Die Forderung: Endlich mehr Lehrer an die Tafel!



Eklatante Missstände setzen das Gelingen 
der Inklusion aufs Spiel

Vor sieben Jahren wurde die Inklusion im Bremer Schulgesetz 
verankert. Die Idee: An Bremer Schulen sollen alle Kinder – un-
abhängig von Förderbedarf, Begabung oder besonderen kör-
perlichen Bedürfnissen –   individuell gefördert werden und 
gemeinsam lernen. Ein Ansatz, den auch die CDU-Fraktion 
unter Voraussetzung einer angemessen qualitativen und quan-
titativen Ausstattung unterstützt. Doch wie es an Bremer Schu-
len in der Realität aussieht, machte vor wenigen Monaten ein 
Brandbrief mehrerer Schulleiter deutlich: »Bei Betrachtung der 
aktuellen Situation haben wir große Sorge, dass (…) alle Kinder 
hinter ihren Möglichkeiten zurück bleiben müssen«, heißt es in 
dem Schreiben.

Tatsache ist: Von Rot-Grün im Eiltempo vorangepeitscht, ent-
sprechen die Rahmenbedingungen auch nach sieben Jahren 
noch nicht dem Inklusionsanspruch. Erst im Juni berichtete der 
Weser Kurier, dass für Inklusionskinder immer wieder die Schule 
ausfällt, weil ihre Assistenzkräfte zum Beispiel erkrankt sind und 
es keine Vertretung gibt. »Das Gelingen der Inklusion steht auf 
dem Spiel«, befürchtet Dr. Thomas vom Bruch. Zu wenig Lehrer 
in Schulen und Unterstützungszentren, keine vorausschauende 
Personalplanung und Kinder, die nicht so unterstützt und ge-
fördert werden, wie sie es bräuchten. In der Schulwirklichkeit 
schafft die rot-grüne Umsetzung der Inklusion derzeit keine Bil-
dungsgerechtigkeit.

Das Gymnasium:  
Rot-grünes Stiefkind?

Wie entwickeln sich die Schülerzahlen? Wo braucht es zusätz-
liche Schulplätze oder gar Schulstandorte, weil zum Beispiel 
neue Wohngebiete entstanden sind? Welche Schulformen sind 
nachgefragt? Das rechtzeitig zu berücksichtigen, ist Aufgabe 
der Schulstandortplanung. Die Bildungsdeputation berät aktu-
ell über die Schulstandortplanung von 2016 bis 2025. Soweit, so 
gut. Doch eine Schulform wird in dem entsprechenden Entwurf 
von Bildungssenatorin Claudia Bogedan (SPD) auffällig ausge-
spart: Die Gymnasien. Obwohl die Plätze auf den innerstädti-
schen Gymnasien heiß begehrt sind, sind sie das »Stiefkind« von 
SPD und Grünen.

»Rot-Grün hat eine schwere Gymnasien-Allergie. Obwohl der 
Elternwille eine deutliche Sprache spricht, soll das gymnasiale 
Angebot aus ideologischen Gründen weder in die Planungen 
mit eingebunden geschweige denn entwickelt werden«, kri-
tisiert der bildungspolitische Sprecher vom Bruch. Er glaubt, 
dass Rot-Grün mit der Ausklammerung der Gymnasien bei der 
Schulstandortplanung noch vor Beginn der Verhandlungen 
über eine mögliche Fortschreibung des Schulkonsenses im 
kommenden Jahr Tatsachen schaffen will, um den Gymnasien 
jegliche Entwicklungsperspektiven zu verwehren. Dass – wenn 
SPD und Grünen den Willen der Eltern ernst nähmen – weitere 
Gymnasien benötigt werden, zeigt das Beispiel Bremerhaven. 
Dort schicken viele Eltern ihre Kinder auf Gymnasien ins nie-
dersächsische Umland. »Das ist doch ein offenkundiges Indiz, 
dass Angebot und Anzahl gymnasialer Schulplätze in Bremer-
haven nicht ausreichen. Aber statt dem Elternwillen Rechnung 
zu tragen, will man uns ein Oberschulkorsett aufzwängen«, sagt 
Christine Schnittker, Mitglied der Bildungsdeputation.
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Das rot-grüne Märchen von  
200 zusätzlichen Lehrern an der Tafel

Nachdem die CDU-Fraktion 2013 und 2015 jeweils ext-
rem hohen Unterrichtsausfall unter dem SPD-geführten 
Bildungsressort dokumentiert und den offensichtlichen 
Personalmangel an den Bremer Schulen zur politischen 
Debatte machte, versprachen die neue Bildungssenato-
rin Claudia Bogedan und Bürgermeister Carsten Sieling 
nach der Wahl 200 neue Lehrer an den Tafeln. Doch was 
ist dabei rumgekommen? »Die Ankündigung hat sich als 
Mogelpackung herausgestellt«, resümiert Dr. Thomas 
vom Bruch.

Denn 40 Prozent der versprochenen Lehrer stehen 
auch nach einem Jahr nicht »an der Tafel«. »Und es ist 
zu befürchten, dass sie dort auch niemals ankommen 
werden«, sagt vom Bruch. Die betroffenen 80 Lehrer-
stellen sollen nach Willen des rot-grünen Senats nämlich 
»selbst erwirtschaftet« werden. »Wie das jedoch funk-
tionieren soll, konnte bisher niemand erklären«, führt 
der bildungspolitische Sprecher aus. Auch ein Großteil 
der 120 zusätzlichen Lehrer, die inzwischen in den Bre-
mer Schulen unterrichten, ist für den Bildungsexperten 
eine Sparversion. »Viele der Lehrkräfte haben weder das 
erste noch das zweite Staatsexamen abgelegt. Es sind 
Bachelorabsolventen ohne Befähigung auf eine verbe-
amtete Lehrerstelle. Das ist im Sinne einheitlicher Stan-
dards und der Steigerung der Unterrichtsqualität abso-
lut inakzeptabel«, so vom Bruch.

Halbherzig für Ganztag

Einige wollen und dürfen nicht. Andere sollen und wol-
len nicht. So lässt sich die Gefechtslage beim Ausbau der 
Ganztagsschulen zusammenfassen. Intransparente und 
späte Kommunikation der Bildungsbehörde hat dazu 
geführt, dass der Ausbau der Ganztagsschulen schlep-
pend vorangeht. Ursprünglich sollten 2016 vier Grund-
schulen mit dem Ganztagsunterricht starten. Weil diese 
den Auftrag hierzu aber erst sehr kurzfristig und »par 
ordre du mufti« erhielten, sagten fast alle ab. Für sie ist 
es schlicht nicht möglich, in nur wenigen Monaten die 
aufwendigen Vorbereitungen für ein Ganztagsangebot 
zu treffen. Andere Schulen warten dagegen schon lange 
darauf, endlich ein Ganztagsangebot anbieten zu kön-
nen. »Rot-Grün verstolpert das Reformvorhaben durch 
hausgemachtes Chaos«, kommentiert Dr. Thomas vom 
Bruch.

Das Chaos wird komplettiert, indem die Behörde paral-
lel Hortplätze streicht, obwohl es mit dem Ganztag nicht 
vorangeht. Viele Eltern wissen deshalb nicht, ob und wie 
ihr Kind nach der Schule betreut werden kann. Gerade 
für Alleinerziehende ist das eine Katastrophe, weiß San-
dra Ahrens, familienpolitische Sprecherin. »Sie sind auf 
eine planbare und flexible Kinderbetreuung angewie-
sen«, so Ahrens. Ganztagsschulen seien ein Schlüssel für 
mehr Chancengerechtigkeit und eine bessere Vereinbar-
keit von Kindererziehung und Beruf.
�
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Der Sporthaushalt ist mit weniger als einem 
Prozent der kleinste im bremischen Haus-
halt. Davon stellen mehr als 87 Prozent feste 
Verbindlichkeiten dar und lassen somit kei-
ne finanziellen Spielräume für die Mittelver-
teilung oder die Bezuschussung von Maß-
nahmen. Die verbleibenden 13 Prozent, die 
der Sportförderung zur Verfügung stehen, 
werden wiederum in wiederkehrende und 
notwendige Maßnahmen investiert. Die rei-
ne Förderung, die den antragsberechtigten 
Sportvereinen im Jahr 2016 zugesprochen 
werden konnte, beläuft sich auf 54.000 €. 
Der Antragsbedarf übersteigt bei Weitem 
den derzeitigen Finanzbedarf der Sportver-
eine. Seit Jahrzehnten ist keine Anpassung 
des Sporthaushalts vorgenommen worden 
und wir regen nun eine Debatte zur Aufsto-
ckung an. Die Zahlen spiegeln wieder, dass 
in Relation zum Kulturhaushalt der Sport-
haushalt ein »Sahnehäubchen« ist. Was 
wäre alles möglich, wenn der Sport finanzi-
ell besser aufgestellt wäre? Derzeit sinken 
der Glaube und die Motivation der Vereins-
führungen, dass sich je etwas verändern 
könnte. Die Vereine erbitten seit Jahren 
eine Erhöhung der Energiekostenzuschüsse 
für vereinseigene Sportanlagen, mit denen 
sie bereits in Eigenverantwortung für die 
Sportstätteninfrastruktur gegangen sind. 
Derzeit sind es 60.000 € für 14 Vereine mit 
über 20.000 Mitgliedern, bei den gesamten 

Energiekosten ein Tropfen auf den heißen 
Stein.

Deutlich hat das Präsidium des Landessport-
bundes auf die Sorgen und Nöte des organi-
sierten Sports hingewiesen. Die sportliche 
Infrastruktur ist kaputt gespart worden und 
es ist in den vergangenen Jahren nahezu ein 
Tabuthema gewesen, über den Sanierungs-
stau und dessen nötigen Abbau wie auch die 
notwendige Erhöhung der Übungsleiterpau-
schale zu sprechen. Egal ob Bäder, Turnhal-
len, Umkleideräume, Kunstrasenplätze oder 
Laufbahnen in Bremen oder Bremerhaven: 
Es herrscht riesiger Handlungsbedarf, der 
nicht weiter ausgesessen werden darf. Im 
Gegenteil: Ein Ausbau ist dringend erforder-
lich. Ein neuer Sportentwicklungsplan ist in 
Arbeit.

Wir werden nicht müde, die hohe gesell-
schaftliche Bedeutung des organisierten 
Sports im Rahmen der Gesundheitsförde-
rung, des sozialen Zusammenhalts und als 
Integrationsmotor zu betonen. Der Zustand 
des Uni-Bades und diverser Schulsporthal-
len und Kunstrasenplätze ist alarmierend 
und hemmt die Integrationskraft des Ehren-
amtes und des Sports. Der Sport erwartet 
hier zu Recht ein klares positives Signal der 
Politik!
�

	 a u s g u c k  2 . 1 6 � 7

Impressum

christdemokratisch 
hanseatisch 
unterhaltsam

Ein Magazin der  
CDU Bürgerschaftsfraktion  
im Land Bremen

Am Wall 135 · 28195 Bremen  
T. 04 21 - 30 89 4 - 0 · F. 04 21 - 30 89 4 - 44

Verantwortlich für den Inhalt (V.i.S.d.P.):  
Rebekka Grupe 
(Pressesprecherin der 
CDU-Bürgerschaftsfraktion)

Erscheinungsweise: 
4 Ausgaben jährlich

Auflage: 
6.000 Exemplare

Layout: 
eyecon.eu  |  Visuelle Kommunikation 
Am Rüten 6, 28357 Bremen

Art Director: 
Jens Krummreich

Fotos · Grafik: 
Claudia Grabowski, Foto-Studio Penz GmbH, 
BIAS Bremen, Wolfhard Scheer, Christina 
Koralewski (GfG), Bremische Bürgerschaft, 
iStockphoto

Texte: 
Rebekka Grupe, Andreas Vroom

Druck: 
BerlinDruck GmbH + Co KG, Achim

Das Magazin und alle in ihm enthaltenen Bei-
träge und Abbildungen sind urheberrechtlich 
geschützt. Jede Verwertung bedarf der Zu-
stimmung des Herausgebers. Für unverlangt 
eingesandte Manuskripte wird keine Gewähr 
übernommen.

Facebook:  
CDU-Fraktion Land Bremen

Twitter: 
twitter.com/CDUFraktionHB

Der Gastkommentar
  

Mehr als ein  
»Sahnehäubchen«:

Sport ist 
Integrations­
motor

Andreas Vroom
Präsident des Landessport
bundes Bremen e.V.



Ausgezeichnete Forschung wird von der CDU-geführ-
ten Bundesregierung seit 2005 im Rahmen der Exzel-
lenzinitiative besonders gefördert. Auch die Uni Bre-
men konnte 2011 als einzige Universität im Norden 
überzeugen und profitiert seitdem von rd. 100 Mio. 
Euro jährlich. 2017 läuft das Programm plangemäß aus, 
doch der Bund hat sich für eine Fortsetzung entschie-
den.

»Die Fortsetzung der Initiative ist eine große Chance für 
die Bremer Universität. Weil sich die Konditionen aber 
verändert haben, ist es Aufgabe des Senats, schnellst-
möglich seine Hausaufgaben zu machen, damit auch 
künftig Spitzenforschung in Bremen stattfinden kann«, 
erläutert Susanne Grobien, wissenschaftspolitische 
Sprecherin. Deshalb hat die CDU-Fraktion umgehend 
eine Initiative in die Bürgerschaft eingebracht. »Denn ob 
Bremen ein exzellenter Wissenschaftsstandort bleibt, 
hängt nicht von Berlin ab, sondern wird einzig und al-
lein hier entschieden«, so die Vorsitzende des Wissen-

schaftsausschusses. Der schnelle CDU-Vorstoß hat sich 
gelohnt: Die Forderungen der Initiative sind auch bei 
Wissenschaftssenatorin Eva Quante-Brandt (SPD) und 
im Wissenschaftsausschuss auf Zustimmung gestoßen 
und sollen nun vom rot-grünen Senat umgesetzt werden.

Aber auch darüber hinaus sind die CDU-Abgeordneten 
in Sachen Wissenschaftsförderung aktiv: So haben die 
Mitglieder des Wissenschaftsausschusses in den ver-
gangenen Wochen alle Fachbereiche sowie mehrere 
Institute der Universität Bremen besucht, um von den 
Professorinnen und Professoren direkt zu hören, wo die 
aktuellen Herausforderungen im Universitäts- und For-
schungsalltag liegen. »Da sind schon noch einige Schrau-
ben zu drehen, die die zuständige Senatorin bisher ver-
nachlässigt hat«, berichtet Susanne Grobien. Häufig 
genannt worden sei das Problem der vielen befristeten 
Arbeitsverträge in der Wissenschaft. »Da werden wir als 
CDU-Fraktion dranbleiben und das Thema zur Diskussi-
on bringen«, kündigt Grobien an.�
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Aus dem Parlament

CDU-Initiative gibt Startschuss für politische Rahmenbedingungen

Bremens Uni auch  
in Zukunft exzellent?

Lesen Sie den Antrag 
der CDU-Fraktion  

zur Zukunft der 
Exzellenzinitiative.

Vor Ort:  
Die Wissenschafts
politiker der CDU-

Fraktion informierten 
u.a. sich  beim Bremer 

Institut für angewandte 
Strahltechnik über 

deren Arbeit und 
Forschung.
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Mit den Stimmen von Rot-Grün ist 
in der Bürgerschaft der Haushalt 
und damit ein Risiko von über 
einer Milliarde Euro in nur zwei 
Jahren verabschiedet worden. 
Unplausibel hohe Mehrausga-
ben für Flüchtlinge und der ris-
kante Versuch, diese auch noch 
aus dem Haushalt »rauszurechnen«, 
könnten dazu führen, dass Bremens 
Konsolidierung völlig scheitert. 

Allein für 2016 wollen die Koalitionäre die Löcher der 
eigenen Haushaltskasse mit neuen Krediten stopfen, 
die doppelt so hoch sind als der Stabilitätsrat erlaubt. 
Ihr Plan: Das unzulässige Mehr an Schulden will Rot-
Grün einfach aus dem Haushalt »rausrechnen« und als 
besondere Belastung durch Flüchtlingskosten bei dem 
Stabilitätsrat geltend machen. Bremen ist das einzige 
Bundesland, das diesen Sonderweg geht. Andere Län-
der, wie zum Beispiel Schleswig-Holstein, das ebenfalls  
mit Altschulden zu kämpfen hat, wollen die Herausfor-
derung durch eigene Anstrengungen lösen. Jens Eckhoff 
der finanzpolitische Sprecher der CDU-Fraktion, rech-
net das Milliarden-Risiko für Bremen vor: »Zu etwa 500 
Millionen Mehrausgaben kommt noch das Risiko hinzu, 
dass wir die nächsten zwei Jahre auch noch auf Konso-
lidierungshilfen von insgesamt 600 Millionen Euro ver-
zichten müssen, weil wir die Vereinbarungen mit Bund 
und Ländern brechen. Da hilft auch keine Trickserei, 
die Mehrausgaben aus dem Haushalt herausrechnen 
zu wollen. Wir reden über eine Milliarde Euro in zwei 
Jahren, die Frau Linnert den kommenden Generationen 
überlässt.«, so Eckhoff.

Tatsächlich hat der Stabilitätsrat Anfang Juni deutliche 
Worte zur Trickserei der Hansestadt gefunden. Auch 
wenn die Runde in Berlin erst im kommenden Jahr 

nachträglich über die Gewährung 
der Konsolidierungshilfe in Höhe 
von 300 Millionen Euro pro Jahr 
entscheidet, fordern die Finanz-
hüter jetzt schon Nachbesse-
rungen. »Die vom Land für das 

Jahr 2016 ergriffenen und im Sa-
nierungsprogramm angekündigten 

Maßnahmen reichen nicht aus, um 
den vereinbarten Sanierungspfad einzu-

halten. Der Stabilitätsrat fordert Bremen (…) 
zur verstärkten Haushaltssanierung auf. Er erwartet, 

dass das Land vereinbarungsgemäß dazu bis Ende Juli 
2016 zusätzliche Maßnahmen ergreift«, heißt es in dem 
offiziellen Beschluss.

Dem deutlichen Warnschuss des Stabilitätsrates folgten 
weitere Hiobsbotschaften wie die millionenschwere Kri-
se der Bremer Landesbank (s. auch Artikel auf Seite 16). 
Zudem sinkt die Zahl der Flüchtlinge, die nach Bremen 
kommen, kontinuierlich. »Die Zuwanderungszahlen 
nehmen ab, aber Ihre angeblichen Mehrkosten bleiben«, 
warf Eckhoff dem Senat in der Bürgerschaftsdebatte vor. 
Er glaubt, dass die Mehrkosten für Flüchtlinge der Deck-
mantel sind, um andere, selbstverschuldete Haushalts-
löcher zu stopfen. Tatsächlich sind die Flüchtlingskosten 
mehr als dreimal so hoch wie in anderen Bundesländern.

Die CDU-Fraktion forderte deshalb den Senat auf, den 
Haushaltsentwurf wegen geänderter Rahmenbedingun-
gen zurückzuziehen und machte das Angebot, gemein-
sam und parteiübergreifend während der Sommerpause 
einen Haushalt auf die Beine zu stellen, der Bremens Zu-
kunft und der Realität gerecht wird. Doch vielleicht war 
der Urlaub schon gebucht oder aber Rot-Grün hat sich 
vom Konsolidierungspfad bereits endgültig verabschie-
det: Die Regierungsfraktionen winkten den unseriösen 
Haushalt ihrer Finanzsenatorin durch.�

Die Kritikpunkte 
an dem Haushalt 
von Rot-Grün und 
Vorschläge dazu, 
wie eine vernünftige 
und zukunftsgerech-
te Finanzplanung 
aussehen kann, hat 
die CDU-Fraktion in 
einem Dringlichkeits-
antrag zusammenge-
fasst.  Diesen lesen 
Sie hier:

Ein  
riskantes 
Spiel:
Rot-Grün verabschiedet sich  
vom Konsolidierungspfad

Der finanzpolitische 
Sprecher Jens Eckhoff 
hält von der Taktik der 
Finanzsenatorin nichts: 
»Mit Ihrem Vorgehen 
erwecken Sie beim Bund 
noch nicht mal den 
Anschein, dass Sie auch 
eigene Anstrengungen 
unternehmen.«

Das Medienecho ist 
vernichtend.
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aUs Dem parLament

 chaoS, STreiT Und planUngSFehler beiM oFFShore TerMinal:

DIE CHRONOLOGIE ROT-GRÜNEN PROJEKTVERSAGENS

Juni 2010:

rot-grün beschließt das otB zum 1. Mal 
 (Privatfinanzierung) und bestimmt auf Drängen 
des BUnD den (weniger wirtschaftlichen) 
 standort Blexer Bogen.

September 2011:

Der BUnD klagt beim 
Bundesverwaltungsgericht 
gegen den planfeststel-
lungsbeschluss für die 
weservertiefung.

September 2012:

Der Plan von sPD 
und grünen, den 
otB privat finan-
zieren zu lassen, 
scheitert.

Verzögerung: 
2 Jahre

Dezember 2012:

rot-grün beschließt 
den otB zum 2. 
Mal (haushalts-
finanzierung)

12 12

09 12

09 11

06 10

Jörg kastendiek Mdbb, Fraktionssprecher für wirtschaft:

»DER SENAT HAT DEN OTB GEGEN DIE WAND GEFAHREN«
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 chaoS, STreiT Und planUngSFehler beiM oFFShore TerMinal:

DIE CHRONOLOGIE ROT-GRÜNEN PROJEKTVERSAGENS

SenaT geFährdeT enTwicklUng in breMerhaven

Der otB ist für Bremerhaven das wichtigste infrastruktur-
projekt der kommenden Jahrzehnte. nur mit dem schwer-
lasthafen kann die seestadt ihren wettbewerbsvorteil als 
offshore-standort stärken und verteidigen. zudem sollen 
zwischen 7.000 und 14.000 zusätzliche arbeitsplätze durch 
die ansiedlung von zuliefererunternehmen entstehen. 
Doch durch planungsfehler, Versäumnisse und streitigkei-
ten innerhalb der koalition rückt der otB, der ursprünglich 
bereits 2012 in den Bau und 2014 in Betrieb gehen sollte, in 

immer weitere Ferne. zuletzt hat das Verwaltungsgericht 
Bremen den Bau wegen planungs- und zuständigkeitsmän-
geln gestoppt. auch absprachen und kompromisse mit 
dem BUnD stellten sich als leere Versprechungen raus. Die 
cDU-Fraktion setzte deshalb ende mai in der Bürgerschaft 
in einer aktuellen stunde das jahrelange politische Versa-
gen des senats beim otB auf die tagesordnung. eine chro-
nologie der rot-grünen Fehler haben wir hier auszugsweise 
für sie zusammengestellt. 

Juli 2013:

nach klage des BUnD 
gegen die weservertiefung 
legt das Bundesverwal-
tungsgericht das Verfahren 
dem europäischen Gerichts-
hof vor. Da das planfeststel-
lungsverfahren für den otB 
mit der weservertiefung 
verknüpft wurde, müssen 
die Unterlagen jetzt um eine 
Variante ohne weserver-
tiefung nachgearbeitet 
werden.

Verzögerung: 2 Jahre

Juni 2015:

Bei den koalitions-
verhandlungen 
gibt es streit über 
den otB, den die 
grünen in frage 
stellen. am ende 
müssen sie klein bei 
geben: rot-grün 
beschließt den otB 
zum 3. Mal.

November 2015:

Der senator für 
Umwelt, Bau und 
Verkehr erlässt den 
planfeststellungsbe-
schluss für den otB. 
trotz standort-
kompromiss (2010) 
reicht der BUnD 
wenige wochen 
später klage 
gegen diesen beim 
Verwaltungsgericht 
Bremen ein.

Verzögerung: 
6 monate

Mai 2016:

Wegen Planungs- 
und zuständigkeits-
fehlern verhängt 
das Verwaltungs-
gericht einen Bau-
stopp für den otB. 
Der senat reicht 
dagegen Beschwer-
de beim oberver-
waltungsgericht 
Bremen ein.

Verzögerung: 
mind. 6 Monate

06 16

05 16

11 15

06 15

07 13

INBETRIEBNAHME DES OTB ?

Juni 2016:

Die Finanzierung des 
otB gerät ins wan-
ken: 50 mio. € der 
kosten von insgesamt 
180 mio. € sollten aus 
erhöhten Gewinnaus-
schüttungen bremischer 
Beteiligungen (BLG, 
Bremer Landesbank) 
fließen. Diese ließen 
sich jedoch 2014 und 
2015 nicht realisieren 
und fallen auch dieses 
Jahr aus. Die Hoffnun-
gen des senats auf 2017 
sind unrealistisch, weil 
sich beide Unterneh-
men aktuell in schwie-
rigkeiten befinden.



Zum Auftakt der Veranstaltungsrei-
he »Richtungswechsel. Wege aus der 

Armut.« hat die CDU-Fraktion auf einer 
Podiumsdiskussion mit Experten die Proble-

me, Herausforderungen und mögliche Unterstützung 
von Alleinerziehenden thematisiert.

Zur Veranstaltung der CDU-Fraktion waren auch Ver-
treter anderer Bremer Parteien gekommen, denn das 
Thema ist aktuell: Die Zahl der Alleinerziehenden ma-
chen einen wesentlichen Bestandteil der Familien in 
Deutschland aus. Von den rund 8,1 Millionen Familien 
mit minderjährigen Kindern in Deutschland sind knapp 

20 Prozent alleinerziehende Mütter oder Väter. Von 
den 12,9 Millionen Kindern unter 18 Jahren leben 

inzwischen 17 Prozent in alleinerziehenden Fami-
lien. In neun von zehn Fällen ist der alleinerzie-
hende Elternteil die Mutter.

In Bremen erziehen aktuell etwa 28.000 Mütter 
und Väter ihre Kinder allein. Sie sind häufig von Ar-

mut bedroht, weiß Sandra Ahrens, familienpolitische 
Sprecherin der CDU-Fraktion: »Viele Alleinerziehen-
de befinden sich da in einem Teufelskreis. Weil hier in 

Bremen das Angebot für 
passgenaue Betreuung 
der Kinder sowie darüber 

hinausgehende Unterstüt-
zungsangebote fehlen, ist 

es vielen Müttern schlichtweg 
nicht möglich, berufstätig zu sein 

oder eine Ausbildung zu machen. Sie rutschen mit ihren 
Kindern häufig in die Armut ab und sind auf Transferleis-
tungen angewiesen. Die Chance, da ohne Unterstützung 
wieder herauszukommen, ist gering«, macht Sandra Ah-
rens deutlich. Die Zahlen geben der CDU-Abgeordneten 
Recht. Der Anteil der Arbeitslosen und derjenigen ohne 
Ausbildung ist unter Alleinerziehenden in Bremen be-
sonders hoch. »Wir haben 14.000 Alleinerziehende, 
vornehmlich sind es Mütter, die gemeinsam mit ihren 
Kindern von Armut bedroht sind. Das ist ein Zustand, 
den wir als CDU-Fraktion nicht hinnehmen wollen«, so 
Ahrens. Die Erwerbstätigenquote unter den Alleinerzie-
henden in Bremen sei mit 58 Prozent in den vergange-
nen Jahren nochmals gesunken.

Die CDU-Fraktion hat deshalb parlamentarisch Initiati-
ve ergriffen. Mit zwei Anträgen will sie eine Grundlage 
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Aus der Fraktion

Richtungs­
wechsel. Wege aus der Armut

11 %
Arbeitslosenanteil höher  

als in jedem anderen  
Bundesland

66 %
der Alleinerziehenden  
sind ohne Ausbildung

Die von der 
CDU-Fraktion 

 initiierte Diskussion 
mit Experten machte 

deutlich: Bei der Unter-
stützung von Alleiner-

ziehenden hat Rot-Grün 
noch Nachholbedarf.

CDU-Fraktion startet 
Veranstaltungsreihe:

Sandra Ahrens, 
familienpolitische 

Sprecherin der 
CDU-Fraktion

Im Land  
Bremen leben

28.000
Alleinerziehende:  

25.000 Mütter,  
3.000 Väter



schaffen, die situation 
von alleinerziehenden 

in Bremen zu verbessern. 
»Dabei geht es im ersten 

schritt um flexible und ausrei-
chende angebote bei der kinderbetreuung«, sagt ah-
rens. sie hält vor allen Dingen die starren anmeldefris-
ten in kitas, an denen rot-Grün in Bremen seit Jahren 
festhält, für falsch: »wenn eine alleinerziehende mutter 
ein Jobangebot erhält, dann muss sie die möglichkeit 
bekommen, schnell und flexibel eine Betreuung für ihre 
kinder zu organisieren oder die bisherige stundenzahl 
aufzustocken. Das ist bei uns aber nicht möglich und da-
ran scheitert dann häufig der eintritt in den Beruf oder 
die ausbildung«, kritisiert ahrens. Die cDU-politikerin 
fordert unter anderem, dass der rechtsanspruch für al-
leinerziehende von 6 stunden auf achtstündige Betreu-
ung ausgeweitet wird. »andere Länder sind da schon 
deutlich weiter als Bremen.« 

mit einem weiteren antrag thematisiert die cDU-Frak-
tion die Unterstützung der Frauen, wenn diese einen Job 
finden oder eine ausbildung beginnen. »es ist gerade 
für sehr junge Frauen schwer, ohne Unterstützung Fami-

lie und Beruf unter einen Hut zu bekommen. 
wenn der senat etwas an der prekären situation 
von alleinerziehenden ändern will, dann muss er 
für konkrete Unterstützung während einer aus- 
und weiterbildung sorge tragen. auch die Förde-
rung von teilzeit-ausbildungen trägt dazu bei, dass 
Frauen kind und Beruf besser vereinbaren können«, 
sagt die familienpolitische sprecherin. Der parlamenta-
rische einsatz hat sich gelohnt: Beide anträge sind ende 
april in die zuständigen Deputation überwiesen worden 
und werden dort weiter beraten. 
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DAS FORDERT DIE 
CDU- FRAKTION ZUR 
UNTERSTÜTZUNG 
VON ALLEIN-
ERZIEHENDEN

Vormerken!
Mit der reihe »richtungswechsel. Wege aus der armut.« will die 
CDU-fraktion mit unterschiedlichen Veranstaltungen impulse zur 
armutsbekämpfung anstoßen. Die nächste Veranstaltung der rei-
he beschäftigt sich unter dem titel »auf dem Weg zum sozialen 
arbeitsmarkt? Der Passiv-aktiv-transfer als Modell für Bremen« 
am 16. august, 18 Uhr, mit der Bekämpfung der Langzeitarbeits-
losigkeit.

Durchschnittliche 
 arbeitslosigkeit:

2 Jahre
länger als in jedem 

anderen Bundesland

über

70 %
der alleinerziehenden mit 

 mehreren kindern 
sind von armut 

bedroht

 Faire chancen für alleinerziehende schaffen

 hohes armutsrisiko für alleinerziehende und kinder senken

 rechtsanspruch auf eine achtstündige  kinderbetreuung einführen

 betreuungsangebote auch zu randzeiten (z.b. bei Schichtdienst) prüfen

 Flexible und kurzfristige kita-anmeldung bzw. aufstockung der 
betreuungszeiten ermöglichen

 abgeschlossene ausbildung und erwerbstätigkeit von alleinerziehenden unterstützen

 Senatsprogramm zur Teilzeit-ausbildung für  alleinerziehende Frauen zur besseren 
vereinbarkeit von kind und beruf vorantreiben

 Unterstützung von alleinerziehenden während einer aus- und weiterbildung 
(z.b. hilfe bei der Suche, bei behördengängen)



1 4 	 a u s g u c k  2 . 1 6 �D a s M ag a z i n d e r C DU  - B ü r g e r s c h a f t s f r a k t i o n i m L a n d B r e m e n

  
Aus der Fraktion

Mit großem Medieninteresse im Vorfeld und zahlrei-
chen Besuchern hat die CDU-Fraktion Anfang April 
die Fotoausstellung »Fluchtwinkel« im CDU-Haus er-
öffnet. Das Besondere der Ausstellung: Die insgesamt 
37 Fotografien stammen allesamt von Flüchtlingen, die 
damit ihre Perspektive auf Bremen und ihren Alltag in 
der Hansestadt dokumentieren.

Die Idee ist einfach, der Effekt groß: Auf Initiative der 
CDU-Fraktion hatten Mitarbeiter der Inneren Mission 
im Februar in mehreren Notunterkünfte etwa 50 Einweg-
kameras an geflohene Kinder und Erwachsene verteilt. 
Den Flüchtlingen war es komplett selbst überlassen, 
was sie mit den Kameras festhielten. »Die Bilder sind 
natürlich nicht repräsentativ. Jedes Bild ist anders. Mal 

spannend, mal lustig oder berührend, aber eines haben 
alle Bilder gemeinsam: Sie sind nahe an der Realität«, 
sagte der CDU-Fraktionsvorsitzende Thomas Röwe-
kamp bei der Ausstellungseröffnung. Es zeige, dass sich 
hinter den reinen Flüchtlingszahlen, die normalerweise 
die Grundlage der politischen Debatte bildeten, Men-
schen, Familien, Schicksale und Hoffnungen verbergen, 
so Röwekamp. Die Idee zum Projekt entstand unter an-
derem durch Besuche in Flüchtlingsunterkünften. »Vor 
Ort haben wir bewusst nicht in die geringe Privatsphäre, 
die den Menschen dort bleibt, eindringen wollen. Trotz-
dem interessiert uns natürlich, wie und was erleben die 
Menschen? Darum haben wir uns entschieden, dass sie 
es am besten selbst dokumentieren, berichtet der Frak-
tionsvorsitzende.�

Erfolgreiche Ausstellung im CDU-Haus:

Nicht nur  
Zahlen, sondern 

Schicksale

Wollte der Perspektive 
der Flüchtlinge in Bre-
men Raum geben: Der 
Fraktionsvorsitzende 

Thomas Röwekamp bei 
der Ausstellungseröff-
nung im Gespräch mit 

einem Besucher.

Teilnehmer des 
Fotoprojektes:  
Cihad Alo, 26 Jahre  
aus Syrien.



Einen Freitagabend der besonderen Art 
haben kürzlich die drei CDU-Abgeordne-
ten Sigrid, Grönert, Christine Schnittker 
und Dr. Oguzhan Yazıcı erlebt: Um Ar-
beitsalltag, Einsatz und Herausforderun-
gen der Bremer Polizei besser kennenzu-
lernen, begleiteten sie die Beamtinnen und 
Beamten bei ihrem Dienst durch die Nacht.

Zum Start der »Schicht« um 22 Uhr gab es 
für die Politiker aber zunächst einen Einblick 
in den Innendienst der Polizeiwache Am 
Wall. Wie arbeitet die Notrufzentrale? In 
was für Zellen werden vorerst festgenom-
mene Personen untergebracht? »Die Polizei 
hat sich sehr viel Mühe gegeben, uns als 
„Praktikanten“ einen möglichst umfassen-
den Einblick zu geben. Ich bin dankbar dafür, 
was diese Menschen für unsere Sicherheit 
leisten«, sagt Christine Schnittker, CDU-
Abgeordnete aus Bremerhaven und Mit-
glied der Innendeputation. Für den Rest der 
Nacht ging es für die drei Abgeordneten 
schließlich auf Streife durch einige der soge-
nannten Brennpunkte, u.a. das Viertel, das 
Rotlicht-Milieu in der Helenenstraße sowie 
die Discomeile und rund um den Bahnhof. 
»Es ist schon beeindruckend, mit welcher 
Ruhe die Polizistinnen und Polizisten ihrer 
Arbeit nachgehen, obwohl ihre personelle 
und materielle Ausstattung zum Teil besorg-
niserregend ist. Sie kennen die Kriminellen, 
wissen, dass sie Straftaten begehen werden, 
haben aber nicht die Ressourcen dem ent-
schlossen entgegenzutreten. Ohne Idealis-
mus kann man diesen Job kaum machen«, 
zieht Oguzhan Yazıcı, justizpolitischer Spre-

cher der CDU-Fraktion, sein Fazit. Sigrid 
Grönert ergänzt: »Unser Einsatz war an dem 
Abend, als Werder Bremen gegen den HSV 
in Hamburg gespielt hat. Bei der sich anbah-
nenden Konfrontation der Polizei mit den 
aus Hamburg zurückkehrenden Ultras wur-
de deutlich, wie unzureichend die Polizei mit 
Schutzmaterial wie Schutzkleidung, Helmen 
und Schilden ausgestattet ist. Die Sorge, bei 
zeitgleich stattfindenden schwierigen Ein-
sätzen nicht oder nicht angemessen reagie-
ren zu können, steht so immer im Raum«, so 
die sozialpolitische Sprecherin. Die CDU-
Fraktion setzt sich seit langem parlamenta-
risch dafür ein, dass die Polizei personell 
und materiell ausreichend ausgestattet 
wird. Denn die Aufgaben- und Arbeitsbelas-
tung der Polizei ist – nicht zuletzt durch den 
starken Zustrom von Flüchtlingen – in den 
letzten Monaten nochmal stark gestiegen. 
Straftaten können dadurch häufig nur ver-
waltet anstatt verhindert und aufgeklärt 
werden.�
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Auf Streife:

CDU-
Abgeordnete 

unterwegs 
mit der 
Bremer 
Polizei

	 150 Polizisten weniger in den 
vergangenen 10 Jahren

	 330.000 Überstunden  
bei der Polizei

	 70 unbesetzte Stellen

	 1.000 Notrufe am Tag

	 40 Einsätze pro Stunde

	 10 % mehr Einsätze im Vergleich  
zu 2011

Nicht hinter, sondern vor 
den Gittern: Christine 
Schnittker, Oguzhan 
Yazıcı und Sigrid Grönert 
besichtigen die Zellen der 
Polizeiwache Am Wall.

Die drei Abgeordneten begleiteten die Schicht eines 
Polizei-Teams an den Brennpunkten Bremens.

Rot-Grün dreht 
Sicherheit auf 
Sparflamme
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Entgelt bezahlt

ausguck 
CDU Bürgerschaftsfraktion 
Am Wall 135 
28195 Bremen

»Karoline Linnert muss nun liefern und Lösungsvor-
schläge vorlegen«, fordert Thomas Röwekamp, Frak-
tionsvorsitzender, nach der Abstimmung der Ver-
trauensfrage. Diese hatte die CDU-Fraktion in einer 
Sondersitzung der Bürgerschaft Ende Juni stellen las-
sen. In Bedrängnis geraten, konnte sich die rot-grüne 
Koalition allerdings noch einmal zusammenraufen und 
brachte die benötigte Mehrheit für Linnert auf. »Es hat 
trotz breiter Unterstützung aller Oppositionsfraktionen 
leider nicht geklappt, für unseren Antrag eine Mehrheit 
zu bekommen, aber wir werden die Regierung weiter 
unter Druck setzen«, gibt sich Röwekamp kämpferisch.

Was war zuvor passiert?

Verfassungswidriger Haushalt, Abkehr von der Schul-
denbremse, Blauer Brief vom Stabilitätsrat (s. auch Ar-
tikel auf Seite 9), Versäumnisse bei der Krise der Bremer 
Landesbank (BLB), Verbalattacken auf den Verhand-
lungspartner und der Verlust der BLB: In nur wenigen 
Wochen hatte Finanzsenatorin Karoline Linnert (Grüne) 
Bremens Image und der Haushaltskasse schwer gescha-
det. Unter anderem hatte sie vor Verhandlungen zur 
Zukunft der BLB den niedersächsischen Mitgesellschaf-
ter der Erpressung bezichtigt. Eine kluge Strategie sieht 
anders aus. Entsprechend stand Linnert auch nach den 
Verhandlungen mit leeren Händen da. Die Landesbank 
wird zukünftig wohl unter niedersächsische Führung ste-

hen, es werden Arbeitsplätze in Bremen abgebaut und 
hunderte Millionen von Euro aus Bremens Staatskasse 
voraussichtlich in den Sand gesetzt. Die CDU-Fraktion 
forderte deshalb die Senatorin zum Rücktritt auf.

Doch die Finanzsenatorin sah keinen Anlass: »Niemand 
ist schuld«, ließ die Grüne nur einen Tag später im We-
ser Kurier verkünden, als falle eine Bankenkrise einfach 
vom Himmel. Auch in der Aktuellen Stunde in der Bremi-
schen Bürgerschaft, wo sich Linnert auf CDU-Initiative 
zur verschleppten Krise der Bremer Landesbank recht-
fertigen musste, tat die Senatorin, als habe sie mit der 
aktuellen Situation nichts zu tun. Jens Eckhoff, finanzpo-
litischer Sprecher der CDU-Fraktion, klärte sie deshalb 
auf: »Es geht in der Politik nicht nur um Schuld, sondern 
es geht um Verantwortung, Frau Linnert!« Und die hat 
die Finanzsenatorin, die auch Aufsichtsratsvorsitzende 
der BLB ist, unbestritten.

Nach einer Sondersitzung am gleichen Tag beschloss die 
Fraktion der CDU deshalb ein Misstrauensvotum gegen 
Karoline Linnert zu beantragen. »In den kommenden 
Wochen stehen wichtige Verhandlungen auf dem Plan. 
Sowohl mit dem Stabilitätsrat und wie es mit der Bremer 
Landesbank weitergehen kann. Um hier erfolgreiche 
Ergebnisse für Bremen zu erzielen, brauchen wir einen 
personellen Neuanfang und eine andere Politik für Bre-
men. Frau Linnert ist nicht mehr die richtige Person in 
dem Amt, sie hat binnen weniger Wochen einen Scher-
benhaufen angerichtet«, macht Fraktionsvorsitzender 
Thomas Röwekamp deutlich.�

Ein Video- 
statement von 

Thomas Röwekamp 
zum Misstrauens

votum gegen Finanz-
senatorin Linnert.

  
Aus dem Parlament

CDU-Fraktion stellt Vertrauensfrage 
gegen grüne Finanzsenatorin


